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SICHERHEIT

Sicherheitspolitisches Forum Zentralschweiz

Die innere Sicherheit ist brüchig geworden
«Was nützt die äussere Sicherheit, wenn die

innere bedroht ist?» Unter diesem Hauptthema

steht die diesjährige Veranstaltungsreihe
des Sicherheitspolitischen Forums

Zentralschweiz. An den beiden Mai-Veranstaltungen

sprachen Divisionär Peter Regli, Unterstabschef

Nachrichten, und Anton Widmer, Direktor

Bundesamt für Polizeiwesen, über Hintergründe

und Lösungsansätze sowie Jean-Daniel

Gerber, Direktor Bundesamt für Flüchtlinge,

über Migration und Asylwesen.

EDUARD REINMANN

«Sicherheit geht uns alle an und sie ist
nicht zum Nulltarif zu haben», sagte Nationalrat

Josef Leu, Präsident des
Sicherheitspolitischen Forums, in seinen
einleitenden Worten. Das Lagebild der inneren
Sicherheit habe sich in den letzten Jahren
stark geändert. Die Bedrohungen seien
grenzüberschreitend geworden und
Abgrenzungen nur schwer vorzunehmen.
Leu: «Wir haben es mit einer sehr komplexen

Materie zu tun und sehen uns vor eine
Daueraufgabe gestellt.»

Maulkorb für Regli
Divisionär Peter Regli stand spürbar unter
dem Druck der in jüngster Zeit gegen
ihn gerichteten, aber noch keineswegs
bewiesenen Vorwürfe sowie der
aufgekommenen Kritiken. Er spreche
ausschliesslich zur sicherheitspolitischen
Lage im Ausland, betonte er. Denn
der Nachrichtendienst dürfe sich nach
höchsten Direktiven nur mit der äusseren
Lage befassen. Regli findet diese
Einbzw. Ausgrenzung zwar reichlich
«seltsam», denn, so seine Worte: «Risiken und
Gefahren machen vor unseren Grenzen
nicht halt und sind eine der grossen
Herausforderungen der Zukunft.»
Als aktuelle und zukünftige Gefahrenpotentiale

nannte Regli: «Low-Tech-Kon-
flikte», Proliferation von Massenvernichtungsmitteln,

Terrorismus, organisierte
Kriminalität aus dem Ausland, den islamischen

Fundamentalismus, Bevölkerungsexplosion

und Migration (wird zum
Hauptproblem), die Verknappung der
Rohstoffressourcen und der Energie und - ein von
vielen noch gar nicht wahrgenommener

Aspekt - die Informationsrevolution. Die
in jede «Hütte» dringende Information sei
letztlich eine der Triebfedern für den
zunehmenden Migrationsdruck, sagte Regli
und präzisierte: «Der schwarzafrikanische
Kontinent ist ein Riesenreservat künftiger
Migration.» Die umfassende Information
führe auch dazu, dass der Druck des Volkes
auf die Politiker wachse und dass manche
Entscheide vor dem Hintergrund dieses
Volksdrucks gefällt würden.
Bezüglich der Friedensbedrohung sei ganz
klar erkenntlich, dass die sicherheitspolitischen

Gefahren in Gesamteuropa von
regionalen Konflikten ausgingen, führte Regli

aus. In Europa gebe es nur eine Struktur,
die zumindest versuche, ein wenig
Ordnung zu schaffen. Das sei die Nato, die
auch bei der Friedenssicherung und der
humanitären Hilfe wirksam eingreife. Regli:

«Auch in der Schweiz brauchen wir in
Zukunft Soldaten, die ihr Handwerk
verstehen und überdies im Friedensbereich
tätig sind.» Das Anforderungsprofil für die
Durchführung humanitärer und
friedenserhaltender Operationen sowie kombinierter

Kampfoperationen ist allerdings
anspruchsvoll.

Uraufgabe des Staates
Ohne äussere Sicherheit gebe es auch keine

innere Sicherheit, betonte Anton Widmer,

Direktor des Bundesamtes für Polizeiwesen.

Die Gewährleistung der Sicherheit
sei indessen eine Uraufgabe des Staates.
Widmer orientierte insbesondere über den
Stand der inneren Sicherheit aus
kriminalistischer Sicht. Es gebe keinen absoluten
staatlichen Schutz, sagte er und verwies
auf das Spannungsgefälle zwischen Freiheit

und operativem Erfolg. Widmer: «Das
Ausmass der Sicherheitsvorkehrungen ist
eine Frage des erträglichen Risikos.»
Noch immer gehöre die Schweiz zu den
sichersten Ländern in Europa, erinnerte
Widmer. Die Kriminalität weise in einzelnen

Bereichen sogar sinkende Tendenz
auf, während andererseits eine deutliche
Zunahme der Einbrüche zu verzeichnen
sei: dies die Kehrseite des freien Personenverkehrs.

Festzustellen sei auch eine
steigende Gewaltbereitschaft, und die ohnehin
schon überproportionale Kriminalitätsrate
der Ausländer habe neue Höchstwerte
erreicht.

Zu den möglichen Vorkehrungen, damit
die kriminellen Risiken unter Kontrolle

bleiben, konnte Widmer lediglich einige
Rahmenbedingungen abstecken, wie
wirtschaftliche, politische und humanitäre
Massnahmen zur Befriedung umliegender
Krisenherde, griffige Massnahmen in
bezug auf die Strafverfolgung sowie spezialisierte

Zusammenarbeit im Bereich der
Bekämpfung Schwerstkrimineller
Verbrechensformen. Zukunftsperspektiven sind
eine engere Zusammenarbeit mit der EU,
Reformen im Innern und Ausbau der
Bundesgerichtsbarkeit.

Migration und Asylwesen:
Ist die Schweiz zu attraktiv?
Es ist nicht allein die grenzüberschreitende

Kriminalität, die unsere Sicherheit
bedroht. Auch der zunehmende Andrang von
asylsuchenden Menschen wird von manchen

als diffuse Bedrohung empfunden.
Unter diesem Aspekt stand der zweite
Vortrags- und Diskussionsabend des
Sicherheitspolitischen Forums Zentralschweiz
mit Jean-Daniel Gerber, seit 1997 Direktor
des Bundesamtes für Flüchtlinge.
Forumspräsident Nationalrat Josef Leu
fasste die «Volksmeinung» einleitend
zusammen: «Bei aller Hilfsbereitschaft für
Flüchtlinge und Notleidende machen sich
in der Bevölkerung auch Ängste breit.
Kriminalität, Fundamentalismus und die Sorge

um Arbeitsplätze sind die am häufigsten
vorgebrachten Bedenken gegen unsere
humanitäre Tradition. Diese Ängste müssen

in der derzeitigen Asylantendiskussion
angesprochen werden können. In unserer
Innenpolitik ist das Asylwesen ein
hochsensibler Bereich.»

Schweiz ist weltweit Spitze
Die Schweiz ist für Asylsuchende ein (zu?)
attraktives Land. Das belegte Jean-Daniel
Gerber allein schon mit nüchternen Zahlen.

Auf 100000 Einwohner entfallen bei
uns 538 Asylgesuche. Im «zweiten Rang»
stehen die Niederlande mit 291 Gesuchen.
Weitere europäische Staaten und erst
recht die USA (mit ihrer harschen Kritik an
der schweizerischen Flüchtlingspolitik des

Zweiten Weltkrieges - die Redaktion)
folgen unter «ferner liefen». Für 1999 hat
allein der Bund 1,2 Milliarden Franken für
das Asylwesen budgetiert. Ob dieser
Betrag auch reichen wird, ist vorerst nicht
abzusehen. Gerber drückte unter diesen
Aspekten sein Erstaunen darüber aus,
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dass von gewissen Kreisen mit Nachdruck
eine noch liberalere Asylpolitik gefordert
wird.

Asylland aus Tradition
Schon seit Jahren und auch jetzt kommen
rund 50 Prozent aller Asylsuchenden oder
51850 aus Jugoslawien in seiner ursprünglichen

territorialen Ausdehnung. Man
muss aber auch wissen, dass zudem über
180 000 Jugoslawen mit ordentlichen
Aufenthaltsbewilligungen in unserem Land
angesiedelt sind. Diese ziehen Asylsuchende

geradezu an. Für Gerber steht jedoch
ein anderer Aspekt im Vordergrund. «Die
Schweiz bietet jedem Menschen Schutz,
der an Leib und Leben gefährdet ist, und
darauf dürfen wir stolz sein», sagte er.
Er verwies auf die äusserst geringe Quote
von Fehlurteilen bei der Prüfung von
Asylgesuchen, betonte jedoch, dass es möglich
sein müsse, Missbräuche im Asylwesen zu
bekämpfen.
Das persönliche Beziehungsnetz ist
bestimmt ein Grund für die Attraktivität des

Asyllandes Schweiz. Hinzu kommt unter
anderem, dass unser Land nicht der EU-
Harmonisierung angeschlossen ist, dass

Asylanten schon nach 3 bis 6 Monaten in
den Arbeits- und damit Verdienstprozess
eingegliedert werden können und dass sie
freien Zugang zu medizinischen Leistungen

haben.

Kosovo - was nun?
Aktuelles Thema ist gegenwärtig der
Flüchtlingsandrang aus dem Kosovo. Laut
Umfrageergebnissen sind derzeit knapp
mehr als die Hälfte der Schweizerinnen
und Schweizer der Meinung, dass in
Anbetracht des herrschenden Elends die
Schweiz noch etwas offener sein dürfte.
«Die Unterbringung von grösseren
Flüchtlingszahlen wäre kein grosses Problem»,
sagte Gerber. «Der Betreuung sind jedoch
Grenzen gesetzt.» Hinsichtlich der Kosovo-
Hilfe setzt Gerber ohnehin viel stärker auf
Hilfe vor Ort. «Jeder in Albanien oder
Mazedonien investierte Franken hat den
20mal grösseren Effekt, als wenn er in der

Schweiz ins Flüchtlingswesen gesteckt
würde.»

Druck auf liberale Schweiz
Trotz der nun seit Jahren anhaltenden
Zuwanderung Asylsuchender, versuchte
Gerber zu relativieren. Zurzeit sind gerade
mal 6,3 Prozent der gesamten ausländischen

Wohnbevölkerung in der Schweiz im
Asylbereich angesiedelt. Die Schweiz sei
schon immer ein Einwanderungsland
gewesen und sei dies auch heute noch, sagte
Gerber und fragte: «Hatte die Einwanderung

schon je negative Auswirkungen?»
Seine Antwort: «Von Einwanderungen hat
unser Land immer gewonnen.» Gerber
verwies aber auch auf die immer repressiver
werdende Asylpolitik umliegender Länder.
Dadurch nehme der Migrationsdruck auf
unser Land zu, und der Ruf nach Repression

werde auch in unserem Land lauter.
Die Strategie, unser Land für Asylsuchende
unattraktiv zu machen, stosse jedoch an
humanitäre Grenzen. Der Weg zu
Lösungsansätzen führe nur über die EU. Q
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